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B. Bevölkerungsbewegung.
Der Überschuss der Lebendgeborenen über die Verstorbenen belief sich nach den

standesamtlichen Aufzeichnungen im Jahre 1905 auf 1871 Köpfe gegen 1152 und 11(56 in den

beiden Vorjahren. Ehen wurden vor hiesigen Standesämtern 962 (944, 878) geschlossen,
darunter 110 (107, 101) konfe^ nelle Mischehen. Von insgesamt 3264 Geburten im Jahre
1905 waren 271 = 8,3 Prozent unehelich.

Die wichtigsten Bev^’kerungsvorgänge in den Jahren 1903 bis 1905.
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Die auf Grund der Ermittelung der Bevölkerungsveränderungen fortgeschriebene
Bevölkerungszitfer Cassels stellte sich für den 1. Oktober 1906 auf 145 082.

Polizei-Verordnungen.
Betreffend das Meldewesen in der Stadt Cassel.

Auf Grund der §§ 5 und 6 der Verordnung vom 20. September 1867 über die Polizeiver

waltung in den neu erworbenen Landesteilen (G. S. S. 1529) und der §§ 143 und 144 des Ge

setzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. 8. 195) wird mit Zustim

mung des Magistrats der Residenz für die Stadt Cassel nachstehende Polizei Verordnung erlassen.

§ 1. Wer seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in der Stadt Cassel aufgibt, ist
verpflichtet, vor dem Abzüge sich und die zu seinem Hausstande gehörenden Personen, welche

an dem Abzüge teilnehmen, bei der Dienststelle des zuständigen Polizeireviers schriftlich auf

vorschriftsmässig ausgefüllton Abmeldezettoln in doppelter Ausfertigung abzumelden und hierbei
denjenigen Gemeinde- oder Gutsbezirk, wohin er zu verziehen beabsichtigt, anzugeben.

Nur beim Nachweis besonderer Hinderungsgründe wird die Abmeldung innerhalb 6 Tagen
nach erfolgtem Abzüge als rechtzeitig bewirkt angesehen.

Die schriftliche Abmeldung hat nach dem dafür bestimmten Formular zu erfolgen.

Ueber die Abmeldung wird eine Bescheinigung ausgestellt.
§ 2. Wer in Cassel seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt nimmt, ist verpflichtet,

binnen drei Tagen nach dem Anzuge sich und die zu seinem Hausstand gehörenden Personen

bei der Dienststelle dos zuständigen Polizeireviers unter Vorlegung einer Abmeldebescheinigung
(§ 1) und bei deren Fehlen unter Angabe seines bisherigen Wohn- oder Aufenthaltsortes schrift

lich auf vorschriftsmässig ausgefülltem Anmeldezettel in doppelter Ausfertigung anzumelden und
ausserdem auf Erfordern über seine persönlichen und Militär Verhältnisse wahrheitsgemässe Aus
kunft zu geben.

Die schriftliche Anmeldung hat nach dem dafür bestimmten Formular zu erfolgen.
Ueber die Anmeldung wird eine Bescheinigung erteilt.
§ 3. Der gleichen Anmeldepflicht ist ferner derjenige unterworfen, welcher seinen bis

herigen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, ohne ihn aufzugeben, verlassen hat und in Cassel
vorübergehend Wohnung nimmt, um zur Verrichtung von an bestimmte Zeiten des Jahres ge

knüpften Arbeiten in Beschäftigung zu treten. (Saisonarbeiter.)
Kehrt ein solcher Saisonarbeiter wieder zu seinem bisherigen Wohnsitz oder dauernden

Aufenthaltsort zurück, so unterliegt er dort der Pflicht der Wiederanmeldung.

§ 4. Wer seine Wohnung innerhalb Cassels wechselt, ist verpflichtet, dies binnen drei

lagen auf vorschriftsmässig ausgefülltem Meldezettel (§ 2) in doppelter Ausfertigung bei der
Dienststelle des Polizeireviers, in dessen Bezirk die neue Wohnung gelegen ist. zu melden.

§ 5. Bei der An- und Abmeldung ist auzugeben, ob es sich um eine dauernde oder
vorübergehende An- und Abwesenheit handelt.

§ 6. Zu den in den §§ 1—5 vorgeschriebenen Meldungen ist auch verpflichtet, wer als
Vermieter, Schlafstellenhalter, Dienstherrschaft oder in sonstiger Weise die dort genannten Per
sonen aufgenommen hat, sofern er sich nicht den Nachweis verschafft hat, dass die Meldung
bereits erfolgt ist.

Gewerbsmässige Zimmervermieter und Schlafstellenhalter sind ausserdem verpflichtet,
ihrerseits diejenigen Personen, welche bei ihnen als Mieter oder Schlafsteller auch nur vorüber

gehend Aufenthalt nehmen, nach Massgabe des § 2 anzumelden.
§ 7. Eiukommeusteuerpflichtige Personen haben sich auf Erfordern binnen 14 Tagen nach

ihrem Anzuge im Einwohner-Meldeamt der Polizeidirektion über die etwa bereits erfolgte Ver
anlagung zur Einkommensteuer auszuweisen.


